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Die Personalabteilung informiert: 

Wählbarkeit von Beschäftigten 
der Freien und Hansestadt Hamburg in die Bürgerschaft 

(Vereinbarkeit von Amt und Mandat) 

Für die Wahl zur hamburgischen Bürgerschaft am 15. Februar 2015 gelten die Inkom-patibilitätsregelungen von Amt  
und Mandat weiterhin, sodass die Annahme der Wahl unverzüglich von den gewählten Personen anzuzeigen ist  
(§ 34 Abs. 3 BüWG).  
 
Eine Kandidatur bei der Wahl zur hamburgischen Bürgerschaft ist nicht anzuzeigen. 
 
Der Anzeigepflicht unterliegen auch nachfolgende Personen, die während der Wahlperiode als Ersatz für ausscheidende 
Abgeordnete für gewählt erklärt werden und die Wahl annehmen. 
 
Nach erfolgter Anzeige wird vom Dienstherrn bzw. Arbeitgeber festgestellt, ob das Dienstverhältnis der betreffenden 
Person ruht, weil Aufgaben übertragen wurden, deren Wahrnehmung nach § 34a BüWG inkompatibel mit dem Mandat 
sind. Diese Feststellung wird von der obersten Dienstbehörde (Personalamt) getroffen.  
 
Die Personalabteilung bittet die betroffenen Bediensteten, die erforderliche Anzeige zum gegebenen Zeitpunkt  
unverzüglich der für sie zuständigen Personalsachbearbeitung zuzuleiten. Die Anzeige ist in jedem Fall erforderlich, 
auch dann, wenn die bzw. der Bedienstete bereits Abgeordnete bzw. Abgeordneter ist und erneut gewählt wird.  
 
Der Wortlaut der Regelungen der §§ 34, 34a BüWG sowie des § 17 Abs. 3 BezVG sind nachfolgend abgedruckt.  

__________________________ 

Auszug aus dem Gesetz über die Wahl zur hamburgischen Bürgerschaft (BüWG) 

§ 34 

(1) Die gewählten Personen werden von der Landeswahlleitung über ihre Wahl verständigt. Eine gewählte Person  
erwirbt die Mitgliedschaft in der Bürgerschaft mit der Eröffnung der ersten Sitzung der Bürgerschaft nach der Wahl.  
Eine Ablehnung des Erwerbs der Mitgliedschaft muss vor der ersten Sitzung gegenüber der Landeswahlleitung schriftlich 
erklärt werden. Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. Die Erklärung kann nicht widerrufen werden. 

(2) Bei einer Mandatsnachfolge oder einer Wiederholungswahl wird die Mitgliedschaft in der Bürgerschaft mit dem  
frist- und formgerechten Eingang der auf die Benachrichtigung erfolgenden Annahmeerklärung bei der zuständigen 
Wahlleitung, jedoch nicht vor Ausscheiden des ursprünglich gewählten Abgeordneten erworben. Liegt bei Ablehnung  
des Erwerbs der Mitgliedschaft in der Bürgerschaft durch eine gewählte Person die Annahmeerklärung der  
nachfolgenden Personen bereits vor der ersten Sitzung der Bürgerschaft nach der Wahl vor, erwirbt die nachfolgende 
Person das Mandat mit der Eröffnung dieser Sitzung. Gibt die nachfolgende Person oder die durch Wiederholungswahl 
gewählte Person bis zum Ablauf der Frist keine oder keine formgerechte Erklärung ab, so gilt die Nachfolge oder Wahl 
zu diesem Zeitpunkt als angenommen. Absatz 1 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Steht eine gewählte Person im Beamtenverhältnis mit Dienstbezügen oder im Angestelltenverhältnis zur Freien und 
Hansestadt Hamburg oder zu einer landesunmittelbaren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder 
ist sie Richterin oder Richter im Sinne von § 4 des Deutschen Richtergesetzes, hat sie ihrem Dienstherrn beziehungs-
weise Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen, dass sie gewählt worden ist. Auf die Anzeige stellt der Dienstherr  
beziehungsweise Arbeitgeber unverzüglich fest, ob bei Erwerb der Mitgliedschaft in der Bürgerschaft das Dienst 
verhältnis gemäß §§ 18 Absatz 1, 19 und 20 Absatz 4 des Hamburgischen Abgeordnetengesetzes in Verbindung mit  
§ 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages ruht. Die  
Entscheidung ist auch der Präsidentin oder dem Präsidenten der Bürgerschaft bekannt zu geben.  
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(4) Ist die gewählte Person Mitglied eines Vorstandes oder einer Geschäftsführung im Sinne von § 34a Absatz 3, gilt  
die Wahl als abgelehnt, wenn sie nicht bis zu ersten Sitzung der Bürgerschaft gegenüber der Landeswahlleitung  
nachweist, dass sie ohne Bezüge beurlaubt oder das Arbeitsverhältnis beendet ist. Die Landeswahlleitung stellt fest, ob 
die Wahl als abgelehnt gilt. Die Entscheidung ist auch der Präsidentin oder dem Präsidenten der Bürgerschaft bekannt 
zu geben.  

(5) Gegen die Feststellung des Dienstherrn beziehungsweise Arbeitgebers nach Absatz 3 Satz 2 und die der Landes-
wahlleitung nach Absatz 4 Satz 2 ist innerhalb von zehn Tagen nach Bekanntgabe der Antrag auf Entscheidung durch 
das Hamburgische Verfassungsgericht zulässig. Antragsberechtigt sind  

1. die von der Feststellung nach Absatz 3 Satz 2 betroffene Person,  
2. das Mitglied des Vorstandes oder der Geschäftsführung im Fall einer Feststellung nach Absatz 4 Satz 2 sowie  
3. eine Fraktion oder Gruppe der Bürgerschaft oder  
4. eine Minderheit der Bürgerschaft, die mindestens ein Zehntel der gesetzlichen Mitgliederzahl umfasst.  

Die in Absatz 4 Satz 1 genannte Folge tritt nicht ein, bis die Entscheidung der Landeswahlleitung unanfechtbar gewor-
den oder eine Entscheidung des Hamburgischen Verfassungsgerichts gefällt worden ist.  

(6) Gewählte Personen dürfen erst dann als Abgeordnete handeln, wenn sie die Mitgliedschaft in der Bürgerschaft  
erworben haben.  

§ 34a 

(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben von Beamtinnen und Beamten der Freien und Hansestadt Hamburg mit  
Dienstbezügen, 

1. zu deren eigentümlichem und regelmäßigem Aufgabenbereich die Ausübung von Hoheitsbefugnissen mit staatlichen 
Zwangs- und Befehlsgewalt gehört,  

2. die als Staatsrätinnen oder Staatsräte tätig sind,  
3. die als Amtsleiterinnen oder Amtsleiter, deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter oder in jeweils vergleichbaren 

Funktionen in den Behörden tätig sind oder  
4. die in den Präsidialabteilungen der Behörden oder vergleichbaren Bereichen als deren Leiterinnen oder Leiter,  

als persönliche Referentinnen oder Referenten der Senatsmitglieder, als Referentinnen oder Referenten für  
Parlaments-, Senats- und Gremienangelegenheiten oder für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit tätig sind,  

ist mit der Ausübung des Mandats unvereinbar. Satz 1 gilt entsprechend für die Angestellten der Freien und Hansestadt 
Hamburg.  

(2) Für hauptamtliche Mitglieder des Vorstandes oder eines vergleichbaren Organs einer landesunmittelbaren  
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die nicht allein der Rechtsaufsicht des Senats untersteht, 
sowie für deren Beamtinnen, Beamte und Angestellte mit geschäftsführenden Aufgaben gilt Absatz 1 sinngemäß.  

(3) Die Tätigkeit als Mitglied in Vorständen und Geschäftsführungen von Unternehmen, an deren Grundkapital,  
Stammkapital oder Stimmrecht die Freie und Hansestadt Hamburg mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, ist mit  
der Ausübung des Mandats unvereinbar. 
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